
hat,	egal,	auf	welcher	Hierarchiestufe.

Die	 Bundeswehr	 verschlingt	 einen	 nicht
unbeträchtlichen	 Teil	 des	 jährlichen
Bundeshaushalts.	Aber	was	genau	sie	macht	und
vor	 allem	warum	 sie	was	macht,	 darüber	 liegt
ein	 Schleier	 der	 Unkenntnis.	 Was	 hatte	 es
beispielsweise	mit	Deutschlands	Sicherheit	zu
tun,	wenn	sie	in	Somalia	ein	Feldlager	für	eine
indische	 Brigade	 aufbaut,	 die	 niemals	 dort
eintraf?	 Wenn	 sie	 im	 Kongo	 manipulierte
Präsidentschaftswahlen	 überwachte,	 bei	 denen
es	 glücklicherweise	 zu	 keinen	 gewalttätigen
Zwischenfällen	gekommen	 ist?	Oder	wenn	sie
zwei	Jahrzehnte	lang	am	Hindukusch	vergeblich
versucht	 hat,	 Staat	 und	 Gesellschaft
Afghanistans	zu	stabilisieren?



Deutschland-Hologramm

Wenn	 man	 in	 Deutschland	 über
Sicherheitspolitik	 redet,	 dann	 redet	 man	 über
die	 UNO	 und	 ihren	 Sicherheitsrat;	 über	 die
NATO,	 die	 –	 den	 Amerikanern	 sei	 Dank	 –
Deutschland	 beschützt;	 über	 die	 OSZE,	 die
irgendwie	 wichtig	 erscheint,	 ohne	 dass	 man
Genaueres	 über	 sie	 weiß;	 über	 die	 EU,	 die
bedauerlicherweise	 sicherheitspolitisch	 nicht
in	die	Puschen	kommt.	Sicher,	manchmal	redet
man	auch	von	der	Bundeswehr.	Aber	deren	alter
Werbespruch	»Wir	produzieren	Sicherheit«	ist
eigentlich	nie	auf	viel	Verständnis	gestoßen.

Nach	 der	 Vereinigung	 1990	 gewann
Deutschland	 trotz	 aller	 internen
Schwierigkeiten	 bei	 der	 Eingliederung	 der
neuen	 Bundesländer	 auf	 der	 europa-	 und



weltpolitischen	 Bühne	 mehr	 Gewicht.	 Für
seine	 Außen-	 und	 Sicherheitspolitik	 galt	 es
nun,	 neue	 Verhaltensweisen	 im	 gründlich
veränderten	 internationalen	 Umfeld	 zu
entwickeln.	 Die	 Erwartungen	 aus	 diesem
Umfeld	an	Deutschland	hatten	sich	ein	großes
Stück	weit	 verändert	 –	 einer	 der	Hauptgründe
dafür,	 dass	 sich	 auch	 die	 Selbstwahrnehmung
der	 deutschen	 Außen-	 und	 Sicherheitspolitik
ändern	 musste	 –	 ohne	 dass	 tief	 eingeprägte
Grundentscheidungen	 (doppelte
Westintegration)	 zur	 Disposition	 gestellt	 und
erfolgreiche	 Methoden	 (Multilateralismus)
aufgegeben	 werden	 sollten.	 Konnte	 dieselbe
Kontinuität	 auch	 für	 das	 nach	 1949
ausgebildete	 Merkmal	 außen-	 und
sicherheitspolitischen	 Verhaltens,	 die	 »Kultur
der	 Zurückhaltung«	 uneingeschränkt	 gültig
bleiben?



Der	Kraftakt,	bewährte	Grundsätze	weitgehend
zu	 bewahren,	 sich	 zugleich	 aber	 den
schwierigen	 neuen	 Rahmenbedingungen
internationaler	 Politik	 anzupassen,	 ist	 bislang
nicht	 so	 gelungen,	wie	man	 es	 sich	wünschen
würde.	 Die	 deutsche	 Außen-	 und
Sicherheitspolitik,	 behaupten	 ihre	 Kritiker,
stolpert	 oft	 nur	 vor	 sich.	 In	 einem	 seiner
letzten	 Bücher	 kennzeichnet	 Hans-Peter
Schwarz	 (2005)	sie	als	orientierungslos.	 Ihre
Führungspolitik	 sei	 ratlos,	 behauptet	 der
frühere	 Diplomat	 Volker	 Stanzel	 (2019).
Freilich	gibt	es	jede	Menge	Empfehlungen	von
Beobachtern	und	Fachleuten,	wie	das	zu	ändern
wäre.	 Wie	 nicht	 anders	 zu	 erwarten,
widersprechen	 sie	 sich	 teilweise.	Deutschland
müsse	 öfter	 und	 mit	 höherem	 Einsatz	 bei
weltpolitischen	 Konflikten	 eingreifen,	 heißt
es.	 Oder	 gerade	 nicht.	 Deutschland	 müsse
seine	eigenen	außenpolitischen	Prioritäten	und



sicherheitsstrategischen	 Grundsätze	 endlich
klar	und	deutlich	herausarbeiten,	heißt	es.	Aber
ja	nicht	 als	 rein	nationale	Prioritäten	oder	 als
nur	national	ausgerichtete	Sicherheitsstrategie,
hört	man	von	anderer	Seite.

Deutschland	 als	 zentrale	 Macht	 in	 der	 Mitte
Europas	 sei	 inzwischen	 nolens	 volens	 zur
»Vormacht	 wider	 Willen«	 (Bierling	 2014)	 in
Europa	 und	 teils	 sogar	 darüber	 hinaus
geworden.	 Ein	 forscher	 Zwischenruf	 aus	 der
Schweiz	 (Gujer	 2007)	 behauptet	 tout	 court,
Deutschland	sei	längst	eine	Großmacht.	Stefan
Fröhlich	 (2019)	 konstatiert	 sogar	 »das	 Ende
der	 Selbstfesselung«	 Deutschlands.	 Es	 müsse
beherzt	 Führungsaufgaben	 in	 der	 Europäische
Union	 übernehmen,	 fordert	 Herfried	Münkler
(2015).	 Aber	 möglichst	 so,	 dass	 es	 niemand
merkt.	 Nötig	 sei	 eine	 Art	 »wohlwollende
Hegemonie«	 Deutschlands	 (Mangasarian/


